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Verordnung zur Änderung der Verordnungen über Naturschutzgebiete und Landschaftsschutzgebiete _ 

. im Regierungsbezirk Gießen vom 20. Juli 1992 

Auf Grund des $ 16 Abs. 3 und des $ 17. Abs. 1 des Hessischen Naturschutzgesetzes vom 19. September 1980 (GVBl. IS. 309), zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 21. Dezember 1988 (GVBLTIS. 429), wird, nachdem den nach $ 29 des Bundesnaturschutzgesetzesi.d. F. vom 

12. März 1987 (BGBL.IS. 890), zuletzt geändert durch Gesetz vom 12. Februar 1990 (BGBl. 1S. 205), anerkannten Verbänden Gelegenheit 

zur Äußerung gegeben wurde, im Benehmen mit der oberen Behörde der Landesplanung verordnet: ” . 

Artikell, . 
Die Verordnung über das ‘Naturschutzgebiet „Holzwäldchen bei - ' = 
Krofdorf-Gleiberg“ vom 13. Juli 1983 (StAnz. S. 1582) wird wie j 
folgt geändert: ' " . . 

1. $1&Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Die Grenzen des Naturschutzgebietes sind in der Abgren- 
zungskarte im Maßstab 1:5 000 festgelegt, in der.das Natur- 
schutzgebiet mit einer unterbrochenen schwarzen Linie um- 
randet ist. Die Karte ist Bestandteil dieser ‚Verordnung. Sie 

: wird als Anlage zu dieser’ Verordnung veröffentlicht. “ ” 

2. 85 erhält folgende Fassung: 

r „Von den Verboten des $ 3 kann unter den Voraussetzungen des 
. . 8 3Y'Abs: 1 Nen. 1 und 2 des Bundesnaturschutzgesetzes auf 

» \ . Antrag Befreiung erteilt werden. Über den Antrag entscheidet 
' -  dieobere Naturschutzbehörde. Die Befreiung kann mit Neben- 

bestimmungen versehen werden.“ 

, 

«
 x
 .! er k . 

Us 
5 

Abgrenzungskarte, Bestandteil der ° 
Verordnung vom 20. Juli 1992: 
zur Änderung der Verordnung über das . 
Naturschutzgebiet „Holzwäldchen bei Krofdorf-Gleiberg“ . . 
Ausschnitt aus der Flurkarte, - Be \ . 
Maßstab 1:500 . n. 
---- Grenze des Schutzgebietes _ m. . 
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BERNSHAUSEN 

Artikel 58 

Die Verordnung über das Naturschutzgebiet „Bernshäuser 
Sumpf“ vom 2. August 1985 (StAnz. S. 1585) wird wie folgt 
geändert: 

1. $1 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
„3. Die Grenzen des Naturschutzgebietes sind in der Abgren- 
zungskarte im Maßstab 1:5 000 festgelegt, in der das Natur- 
schutzgebiet mit einer unterbrochenen schwarzen Linie um- 
randet ist. Die Karte ist Bestandteil dieser Verordnung. Sie 
wird als Anlage zu dieser Verordnung veröffentlicht.“ 

2. $5 erhält folgende Fassung: 

„Von den Verboten des $ 3 kann unter den Voraussetzungen des 
& 31 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 des Bundesnaturschutzgesetzes auf 
Antrag Befreiung erteilt werden. Über den Antrag entscheidet 
die obere Naturschutzbehörde. Die Befreiung kann mit Neben- 
bestimmungen versehen werden.“ : 

Abgrenzungskarte, Bestandteil der 
Verordnung vom 20. Juli 1992 
zur Änderung der Verordnung über das 
Naturschutzgebiet „Bernshäuser Sumpf“ 
Ausschnitt aus der Flurkarte, 
Maßstab 1:5 000 
= -- - Grenze des Schutzgebletes 

Langwiese 



Nr. 33 Staatsanzeiger für das Land Hessen Seite 1585 

außerdem darf der Betriebsverbesserungsplan kein Arbeits
ein- 

kommen vorsehen, das nach Abschluß der Investition (Zi
eljahr) 

120% des Referenzeinkommens überschreitet.“ 

Das Referenzeinkommen wird jährlich für die jeweiligen 

Bewilligungen neu festgesetzt. Eine Fortschreibung f
ür das 

Zieljahr erfolgt ebenso wenig wie eine Regionalisierun
g. ° 

2. Nr. 2.2.2 RL erhält folgende Zusätze: 

„Im Betriebsverbesserungsplan muß anhand einer Rentabili- 

tätsberechnung nachgewiesen werden, daß die Investitionen 

vom Standpunkt der Situation des Betriebes und seiner Wirt- 

schaft aus gerechtfertigt sind und seine Durchführung eine 

dauerhafte und wesentliche Verbesserung dieser Situation und 

insbesondere des Arbeitseinkommens je Vollarbeitskraft auf 

dem Betrieb zur Folge hat. j 

Auf Antrag des Begünstigten kann ein Betriebsverbesserungs- 

plan auch genehmigt werden, wenn lediglich der Nachweis 

erbracht wird, daß die Investition erforderlich ist, um die Höhe 

des Arbeitseinkommens je Vollarbeitskraft auf dem betreffen- 

den Betrieb aufrechtzuerhalten.“ 

Im Hinblick auf die geringere Erstattung in den letztgenannten 

Fällen (siehe Art. 2 Abs.1c) Effizienz-VO) sind diese beson- 

ders zu kennzeichnen. 

3. Nrn. 3.4 und 21.2 Sätze 3 RL erhalten folgende Fassung: 

„Junglandwirte (unter 40 Jahren), die innerhalb von fünf Jah- 

ren vor Antragstellung einen Betrieb übernommen haben, kön- 

nen eine um jeweils einen Prozentpunkt höhere Zinsverbilli- 

gung erhalten.“ 

Wiesbaden, 24. Juli 1985 . . 
Der Hessische Minister 
für Landwirtschaft, 
Forsten und Naturschutz 
II B 4-LK.42.00.00-gen.-4966/85 
— Gült.-Verz. 831il — 
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PERSONALNACHRICHTEN 

Es sind 

C. im Bereich des Hessischen Ministers des Innern 

beim Polizeipräsidenten in Frankfurt am Main 

berufenin das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit: 

Kriminalobermeister (BaP) Manfred Müller (4. 6. 85), die Poli- 

zeiobermeister (BaP) Harald Kipper (2. 5. 85), Alwin Schnierle 

(11.5. 85), Hans Hermann Sauer (12.5. 85), Manfred Barasch 

(17.5. 85), Gerhard Fiedler, Thomas Klein (beide 22.5. 85), 

Michael Hallstein (3. 6. 85), Bernd Krinzinger, Albert Vahle 

‚(beide 10.6.85), Jürgen Ranke- (13. 6.85), Werner Heil 

(16. 6. 85), Michael Brown (20. 6. 85), Jürgen Theis (26. 6. 85), 

die Polizeimeister (BaP) Harald Janßen (11. 5. 85), Dieter Hil- 

pert (14.5.85), Harald Helbig (25.5. 85), Bernhard Kaiser 

(3. 6. 85), Harald Nickel (5. 6. 85). 

Frankfurt am Main, 30. Juli 1985 

Der Polizeipräsident 
P IIV/21 — 8b 04 03 
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740 DARMSTADT 
DIE REGIERUNGSPRÄSIDENTEN 

Ungültigkeitserklärung von Polizei-Dienstausweisen 

Der am 31. Dezember 1981 vom Polizeipräsidenten in Frankfurt 

am Main für Kriminalhauptmeister Gerhard Rettig ausgestellte 

Polizei-Dienstausweis Nr. 15-1818, . 

der am 1. Januar 1982 vom Polizeipräsidenten in Frankfurt am 

Main für Polizeiobermeister Michael Trott ausgestellte Polizei- 

Dienstausweis Nr. 05-2368, 

der am 15. Dezember 1982 vom Polizeipräsidenten in Offenbach 

am Main für Polizeiobermeister Manfred Fietzek ausgestellte Poli- 

zei-Dienstausweis Nr. 08-239, 

der am 30. Dezember 1982 vom Polizeipräsidenten in Frankfurt 

am Main für Polizeimeister Andreas Biedenkapp ausgestellte Poli- 
zei-Dienstausweis Nr. 05-589 

und 

der vom Polizeipräsidenten in Wiesbaden am 1. Januar 1984 für 
Polizeioberkommissar Bernhard Herzer ausgestellte Polizei- 
Dienstausweis Nr. 06-155 sind in Verlust geraten. 

Sie werden hiermit für ungültig erklärt. 

Darmstadt, 1./2. August 1985 

Der Regierungspräsident 
11232/13564 —7d14 
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DARMSTADT 
BEZIRKSDIREKTIONEN FÜR FORSTEN UND NATURSCHUTZ 

“ 

Verordnung über das Naturschutzgebiet „Bernshäuser 

Sumpf“ vom 2. August 1985 

Auf Grund des $ 16 Abs. 3 und des $17 Abs. 1 des Hessischen 

Naturschutzgesetzes vom 19. September 1980 (GVBLI S. 309) 

wird nach Anhörung der nach $ 29 des Bundesnaturschutzgesetzes 

vom 20. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3574, 1977 S. 650), geändert 

durch Gesetz vom 1. Juni 1980 (BGB1.1S. 649), anerkannten Ver- 

bände im Benehmen mit der oberen Behörde der Landesplanung 

und mit Genehmigung der obersten Naturschutzbehörde verord- 

net: 

81 

(1) Ein Teilbereich der Sauerwiesen nördlich von Bernshausen 

wird in den sich aus Abs. 2 und 3 ergebenden Grenzen zum Natur- 

schutzgebiet erklärt. 

(2) Das Naturschutzgebiet „Bernshäuser Sumpf“ besteht aus Flä- 

chen im Gemarkungsteil „Die Sauerwiesen“ in der Gemarkung 

Bernshausen der Stadt Schlitz im Vogelsbergkreis. Es hat eine 

Größe von 3,91 ha. Die örtliche Lage des Naturschutzgebietes 

ergibt sich aus der als Anlage zu dieser Verordnung veröffentlich- 
ten Übersichtskarte im Maßstab 1 : 25 000. 

(3) Diese Verordnung gilt für das in einer Karte im Maßstab 1: 

1.000 rot begrenzte Gebiet. Die Karte ist Bestandteil dieser Ver- 

ordnung. Sie wird von der Bezirksdirektion für Forsten und 

Naturschutz in Darmstadt, oberer Naturschutzbehörde, Orange- 

rieallee 12, 6100 Darmstadt, verwahrt. 

(4) Das Naturschutzgebiet ist durch amtliche Schilder gekenn- 

zeichnet. 

$2 
Zweck der Unterschutzstellung ist es, diesen Quellsumpf mit sei- 

nen ausgedehnten Grauweidengebüschen und Seggenrieden, der 

einer Vielzahl seltener und bestandsgefährdeter Vogelarten ein 

geeignetes Brut- bzw. Rastareal bietet, langfristig zu sichern. Dar- 

über hinaus ist die Erhaltung dieses Gebietes auf Grund seiner 

regional bedeutsamen Pflanzenvorkommen geboten, 

83 

Als Handlungen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Ver- 

änderung des Naturschutzgebietes oder seiner Bestandteile oder 

zu einer nachhaltigen Störung führen Können (8 12 Abs. 2 Hessi- 

sches Naturschutzgesetz), sind verboten: 

1. bauliche Anlagen im Sinne des $ 2 Abs. 1 der Hessischen 

- Bauordnung herzustellen, zu erweitern, zu ändern oder zu 

beseitigen, unabhängig von deren Anwendungsbereich ($1 

Abs. 2 Hessische Bauordnung) oder von einer Genehmigungs- 

oder Anzeigepflicht; j
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2. Bodenschätze oder andere Bodenbestandteile abzubauen oder 
zu gewinnen, Sprengungen oder Bohrungen vorzunehmen oder 
sonst die Bodengestalt zu verändern; 

. Inschriften, Plakate, Bild- oder Schrifttafeln anzubringen 
oder aufzustellen; 

. Gewässer zu schaffen, zu verändern oder zu beseitigen, Was- 
serläufe, Wasserflächen oder Tümpel einschließlich deren Ufer 
sowie den Zu- und Ablauf des Wassers oder den Grundwasser- 
stand zu verändern sowie Moore, Sümpfe oder sonstige 
Feuchtgebiete zu entwässern oder über den Gemeingebrauch 
hinaus Wasser zu entnehmen; 

. Pflanzen einschließlich der Bäume und Sträucher zu beschädi- 
gen oder zu entfernen; 

. wildlebenden Tieren nachzustellen, sie mutwillig zu beunruhi- 
gen, ihre Laute nachzuahmen, sie an ihren Brut- oder Wohn- 
stätten zu fotografieren, zu filmen oder dort ihre Laute auf 
Tonträger aufzunehmen, Vorrichtungen zu ihrem Fang anzu- 
bringen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre 
Puppen, Larven oder Eier, Nester oder sonstige Brut- oder 
Wohnstätten fortzunehmen oder zu beschädigen; 

. Pflanzen einzubringen oder Tiere auszusetzen; 

. das Naturschutzgebiet außerhalb der Wege zu betreten; 

-Maßstab 1 : 25.000 IK 5323 - 

Anlage zur 

‘Verordnung über das Naturschutzgebiet. 

"Bernshäuser Sumpf _ " 

den 2.Auqust 1085 

Bezirksdirektion für 
Forsten und Naturschutz 

Aner m 

Darastadt, 

mm 

F_ e nr N 

£ IN 
N Wr 
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9. zu reiten, zu lagern, zu baden, zu
 zelten, Wohnwagen aufzu- 

stellen, zu lärmen, Feuer anzuzünd
en oder zu unterhalten, 

Wasserfahrzeuge aller Art einschließlich Surfbretter und 

Luftmatratzen oder Modellflugzeug
e oder -schiffe einzuset- 

zen; 
i 

10. mit Kraftfahrzeugen einschließli
ch Fahrräder mit Hilfsmotor 

außerhalb der dafür zugelassenen We
ge zu fahren oder Kraft- 

fahrzeuge zu parken; 

11. Kraftfahrzeuge zu waschen oder 
zu pflegen; 

12. Wiesen umzubrechen oder deren
 Nutzung zu, ändern; 

13. zu düngen oder Pflanzenbehandl
ungsmittel anzuwenden; 

14. Hunde frei laufen zu lassen; 

15. gewerbliche Tätigkeiten auszuüb
en, 

SA 

Ausgenommen von den Verboten 
des $ 3 bleiben: 

1. die extensive Nutzung der 
Grünlandflächen mit den in 

83 

Nr, 12 und 13 genannten Einsc
hränkungen; 

2. die Ausübung der Einzeljagd
 auf Schalenwild in der Zei

t vom 

16. Juli bis 30. November. 

Zuständige Behörde für Befr
eiungen nach $ 31 des Bunde

snatur- 

schutzgesetzes ist die obere 
Naturschutzbehörde. Die Be

freiung 

kann mit Nebenbestimmunge
n nach $ 36 des Hessischen Ve

rwal- 

tungsverfahrensgesetzes verse
hen werden. Die Hessische La

ndes- 

anstalt für Umwelt ist zu hör
en. 

86 

Ordnungswidrig im Sinne des 
g 43 Abs. 2 Nr. 16 des Hessischen 

Naturschutzgesetzes handelt, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig: 

1. bauliche Anlagen entgegen 
83 Nr.l herstellt, erweitert, 

. ändert oder beseitigt; 

2. Bodenschätze oder andere 
Bodenbestandteile abbaut 

oder 

gewinnt, Sprenglingen oder 
Bohrungen vornimmt oder s

onst 

die Bodengestalt verändert (8
 3 Nr. 2); 

3. Inschriften, Plakate, Bild-
 oder Schrifttafeln anbring

t oder 

aufstellt ($ 3 Nr. 3); 
- 

4. Wasser, Gewässer oder 
Feuchtgebiete in der in 8

3 Nr.4 

bezeichneten Art beeinflu
ßt; 

. 

“5, Pflanzen beschädigt oder
 entfernt ($ 3 Nr. 5); 

6. wildiebende Tiere in allen
 Entwicklungsstufen in der 

in 83 

Nr. 6 bezeichneten Art beein
trächtigt oder Vorrichtunge

n zu 

deren Fang änbringt; 

1. Pflanzen einbringt oder Tie
re aussetzt ($ 3 Nr. 7); 

. das Naturschutzgebiet auße
rhalb der Wege betritt (8 3 N

r. 8); 

9. reitet, lagert, badet, zeltet
, Wohnwagen aufstelit, lärm

t, Feuer 

anzündet oder unterhält, Wasserfahrzeuge aller Art ein- 

schließlich Surfbretter und 
Luftmatratzen oder Modell

flug- 

zeuge oder -schiffe einsetzt 
(83 Nr. 9); 

10. mit Kraftfahrzeugen ein
schließlich Fahrräder mit H

ilfsmotor 

außerhalb der dafür zugelas
senen Wege fährt oder Kraft

fahr- 

zeuge parkt ($ 3 Nr. 10); 

11. Kraftfahrzeuge wäscht od
er pflegt (83 Nr. 11); 

12. Wiesen umbricht oder der
en Nutzung ändert (8 3 Nr. 1

2); 

13. düngt oder Pflanzenbehan
dlungsmittel anwendet ($ 3 N

r. 13); 

14. Hunde frei laufen läßt ($ 3
 Nr. 14); 

15. eine gewerbliche Tätigkei
t ausübt (8 3 Nr. 15). 

87 

Diese Verordnung tritt am Tage 
nach der Veröffentlichung im 

Staatsanzeiger für das Land Hessen 
in Kraft. 

Darmstadt, 2. August 1985 

Bezirksdirektion 
für Forsten und Naturschutz 

gez. Dumm 

©
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KASSEL 
Verordnung zur einstweiligen Sichers

tellung des künftigen 

Naturschutzgebietes „Boyneburg u
nd Schickeberg bei 

Sontra“ vom 5. August 1985 

Auf Grund des $ 18 Abs. 1 des He
ssischen Naturschutzgesetzes 

vom 19. Septernber 1980 (GVBl. 1.3
09) wird nach Anhörung der 

nach $ 29 des Bundesnaturschutzgese
tzes vom 20. Dezember 1976 

(BGBl. 15. 3574, 1977 S. 650), geändert
 durch Gesetz vom 1. Juni 

1980 (BGBI.1S. 649), anerkannten Verb
ände verordnet: 

81 

(1) Der Schickeberg nordöstlich 
der Ortslage Breitau wird in den 

sich aus Abs. 2 und 3 ergebenden 
Grenzen als künftiges Natur- 

schutzgebiet für die Dauer von drei 
Jahren einstweilig sicherge- 

stellt. Die Sicherstellung kann um 
höchstens zwei Jahre verlängert 

werden. 
(2) Das einstweilig sichergestellt

e Gebiet besteht aus einem Trift
- 

streifen und Grünland am Südwe
stfuß des Schickeberges in der

 

Gemarkung Breitau, Stadt S
ontra, Werra-Meißner-Kreis

. Es hat 

eine Größe von 9,80 ha. Die örtlic
he Lage des einstweilig sicherge- 

stellten Gebietes ergibt sich aus 
der als Anlage zu dieser Verord

- 

nung veröffentlichten Übersichts
karte im Maßstab 1: 25 000. 

(3) Diese Verordnung gilt für d
as in einer Karte im Maßstab 

1:2000 rot begrenzte Gebiet. D
ie Karte ist Bestandteil dieser

 

Verordnung. Sie wird von der Be
zirksdirektion für Forsten und 

Naturschutz in Kassel — oberer Na
turschutzbehörde — Wilhelms- 

höher Allee 157—159, 3500 Kasse
l, verwahrt. Sie liegt während 

der Dienststunden zu jedermanns
 Einsicht aus. Eine weitere Aus-

 

fertigung liegt bei der unteren Na
turschutzbehörde des Werra- 

Meißner-Kreises, Schloßplatz 1, 
3440 Eschwege, zu jedermanns 

Einsicht aus. 

(4) Das einstweilig sichergestellte 
Gebiet ist durch amtliche Schil- 

der wie ein endgültig ausgewiese
nes Naturschutzgebiet gekenn- 

zeichnet. 

82 ' 

Als Handlungen, die geeignet sind
, das einstweilig sichergestellte 

Gebiet nachteilig zu verändern (
818 Abs.1 Hessisches Natur- 

schutzgesetz), sind verboten: 

1. bauliche Anlagen im Sinne d
es 8 2 Abs. 1 der Hessischen 

Bauordnung herzustellen, zu 
erweitern, zu ändern oder zu

 

beseitigen, unabhängig von deren Anwendgsbereich ($1 

Abs. 2 Hessische Bauordnung) ode
r von einer Genehmigungs- 

oder Anzeigepflicht; 
. 

9. Aufschüttungen oder Abgrabun
gen vorzunehmen oder sonst 

die Bodengestalt zu verändern; 

, Gewässer zu schaffen; 

4. Pflanzen einschließlich der Bäum
e und Sträucher zu beschädi- 

gen oder zu entfernen; 
j 

5. wildlebenden Tieren nachzuste
llen, sie mutwillig zu beunruhi-

 

gen, ihre Laute nachzuahmen, sie a
n ihren Brut- oder Wohn- 

stätten zu fotografieren, zu filme
n oder dort ihre Laute auf 

Tonträger aufzunehmen, Vorrich
tungen zu ihrem Fang anzu- 

bringen, sie zu fangen, zu verlet
zen oder zu töten oder ihre 

Puppen, Larven oder Eier, Nest
er oder sonstige Brut- oder 

Wohnstätten fortzunehmen oder z
u beschädigen; 

6. das Gebiet außerhalb der Wege
 zu betreten; 

7. zu reiten, zu lagern, zu zelten
, Wohnwagen aufzustellen, zu 

lärmen, Feuer anzuzünden o
der zu unterhalten oder Mod

ell- 

_ flugzeuge einzusetzen; 

8. das Gebiet zu befahren; 

9. Wiesen oder Weiden umzubrec
hen oder deren Nutzung zu 

ändern; 

10. Brachflächen zu verändern ode
r zu nutzen; 

11. zu düngen; 

12. Pflanzenbehandlungsmittel an
zuwenden. 

1
}
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Ausgenommen von den Verboten des 
$ 2 bleiben: 

1. die Nutzung der Wiesen oder Weiden 
im bisherigen Umfang 

mit den in $ 2 Nr. 9 und 12 genannten 
Einschränkungen; 

2. die Ausübung der Jagd. 
i 

g 4 
Zuständige Behörde für Befreiungen 

nach $ 31 des Bundesnatur- 

schutzgesetzes ist die obere Naturschutzbehörde. 
Die Befreiung 

kann mit Nebenbestimmungen nach $ 
36 des Hessischen Verwal- 

tungsverfahrensgesetzes versehen werden. 
Die Hessische Landes- 

anstalt für Umwelt ist zu hören. 
“ 

85 

Ordnungswidrig im Sinne des 
8 43 Abs. 2 Nr. 15 des Hessischen 

Naturschutzgesetzes handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig: 

1. bauliche Anlagen entgegen $ 2
 Nr. 1 herstellt, erweitert, ändert

 

oder beseitigt; 

9, Aufschüttungen oder Abgrab
ungen vornimmt oder sonst die

 

Bodengestalt verändert ($ 2 Nr. 2
); 

3. Gewässer schafft ($ 2 Nr. 3); 

4, Pflanzen beschädigt oder entfer
nt ($ 2 Nr. 4);


